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422.

INTERNATIONALES KAFFEE-ÜBEREINKOMMEN 1976
Ergänzung der Regeln für die Anwendung eines Systems von Ursprungszeugnissen,

wenn Quoten in Kraft sind *)

Nach Mitteilung des Exekutivdirektors der Internationalen Kaffee-Organisation sind in der
Anlage 6 der Regeln für die Anwendung eines Systems von Ursprungszeugnissen, wenn Quoten
in Kraft sind,

in die Liste der Ausfuhr-Mitglieder einzufügen.

Kreisky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 361/1979

423.

(Übersetzung)

Vereinbarung zwischen dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Öster-
reich und dem Vorsteher des Justiz- und
Polizeidepartements der Schweizerischen
Eidgenossenschaft nach Rn. 2010 des
ADR über die Beförderung von Barium-
und Bleiverbindungen der Klasse 6.1,
Ziffern 71 und 72, in flexiblen Schüttgut-

behältern

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2624 und 2625 der Anlage A des ADR dürfen
Barium- und Bleiverbindungen der Klasse 6.1,
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Rn. 2601, Ziffern 71 und 72, unter folgenden
Bedingungen im internationalen Straßenverkehr
befördert werden:

1. Verpackung

1.1 Die Stoffe sind in flexible Schüttgut-
behälter mit einem Fassungsraum von
höchstens 1000 Litern zu verpacken.

1.2 Die Behälter müssen den zu erwartenden
mechanischen, thermischen und chemischen
Beanspruchungen standhalten und dicht
sein. Sie müssen gegen die gefährlichen
Stoffe beständig sein. Sie müssen ferner
im erforderlichen Maße beständig sein
gegenüber Alterung und ultravioletter
Strahlung.
Diese Anforderungen müssen während
der Gebrauchsdauer erfüllt sein. Die Ge-
brauchsdauer ist vom Hersteller anzu-
geben. Die angegebene Gebrauchsdauer
darf höchstens 5 Jahre betragen.

1.3 Die Behälter müssen so gebaut sein, daß
ihre gefahrlose Manipulierbarkeit mit Kran
und Flurförderfahrzeugen gewährleistet
ist.

1.4 Die Behälter müssen einer Baumuster-
prüfung bei einer im Versandland behörd-
lich anerkannten Prüfanstalt (Prüfstelle)
gemäß den nachstehenden Bedingungen
mit Erfolg unterzogen worden sein.

2. Vorschriften für die Baumusterprüfung

2.1 Fallprüfung
Je Bauart ist ein mit Original- oder Ersatz-
gut gefülltes Prüfmuster bei Raumtem-
peratur aus einer Höhe von 1,2 m auf die
Bodennaht fallen zu lassen (Aufprallfläche:
waagerechte Betonplatte).
Bei Verwendung von Ersatzgut muß
dieses in seiner Dichte (Schüttgewicht)
und in seinen anderen physikalischen
Eigenschaften (zB Korngröße, Form oder
Oberfläche und dgl.) dem Originalgut
entsprechen.

2.2 Chemische Beständigkeit
Die chemische Beständigkeit des Werk-
stoffes gegenüber dem Transportgut muß
vom Hersteller oder Verwender nach-
gewiesen oder bestätigt werden.

2.3 Prüfbericht
Über die Prüfung ist ein Prüfbericht zu
fertigen, der folgende Angaben enthalten
muß:
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— Hersteller des Behälters,
— Beschreibung des Behälters (zB Art

des verwendeten Werkstoffes, Ein-
färbung, Abmessungen, Wanddicken,
Gewichte usw.)

— Fertigungsverfahren,
— zugelassene Füllgüter,
— Prüfergebnis
— Kennzeichnung sowie
— die bei der Serienfertigung einzu-

haltende Mindestwanddicke.

3. Kennzeichnung
Jeder entsprechend dem geprüften Bau-
muster hergestellte Schüttgutbehälter ist
durch

— den Namen oder das Kurzzeichen des
Herstellers,

— die Kurzbezeichnung des Staates, in
dem die Prüfung durchgeführt wird,

— die Kurzbezeichnung der Prüfanstalt
(Prüfstelle),

— die Registriernummer,
— Monat und Jahr der Herstellung,
— die Angabe der Gebrauchsdauer in

Monaten oder Jahren sowie
— den vorangestellten Satz: „Füllung

mit Gefahrgut nur gemäß (Zei-
chen des Baumusters)."

gut lesbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

4. Besondere Vorschriften
Die genannten Stoffe dürfen in flexiblen
Schüttgutbehältern nur als geschlossene
Ladung befördert werden.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung verein-
bart nach Rn. .2010 des ADR."

(3) Diese Vereinbarung findet auf die zwischen
Österreich und der Schweiz durchgeführten
Beförderungen Anwendung.

Wien, 1980 09 23

Für den Bundes minister für Verkehr der Republik
Österreich:

Hehenberger

Bern, 1981 06 29

Die für das ADR zuständige Schweizer Behörde:
Bundesamt für Polizeiwesen

P. Petitmermet

Kreisky
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424.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G
zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die

Gegenseitigkeit in Amtshaftungssachen

Die Republik Österreich und die Schweize-
rische Eidgenossenschaft, vom Wunsch geleitet,
Fragen der Amtshaftung in den beiderseitigen
Beziehungen 2u regeln, haben folgendes verein-
bart:

Artikel 1

Angehörige des einen Vertragsstaates können
nach den im anderen Vertragsstaat geltenden
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Amts-
haftung unter den gleichen Bedingungen An-
sprüche geltend machen wie die Angehörigen
des anderen Vertragsstaates.

Artikel 2

(1) Angehörige der Vertragsstaaten sind
a) österreichische Staatsbürger und schweize-

rische Staatsangehörige,
b) juristische Personen und andere partei-

fähige Gebilde, die ihren tatsächlichen und,
wenn ein solcher bestimmt ist, ihren
satzungsmäßigen Sitz in einem Vertrags-
staat oder in beiden Vertragsstaaten haben
oder, wenn ein Sitz nicht besteht, dort
gelegen sind.

(2) Die Regierungen der Vertragsstaaten
können diesen Vertrag durch Vereinbarung auf
Staatenlose ausdehnen, die ihren gewöhnlichen

Aufenthalt in einem der beiden Vertragsstaaten
haben.

Artikel 3

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Bern ausgetauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des
dritten Monats in Kraft, der auf den Austausch
der Ratifikationsurkunden folgt. Er findet An-
wendung, wenn das schädigende Verhalten nach
dem Inkrafttreten des Vertrages stattgefunden hat.

Artikel 4

(1) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Er kann jederzeit schriftlich
auf diplomatischem Weg gekündigt werden.
Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem sie dem anderen Staat
notifiziert wurde.

(2) Tritt der Vertrag infolge Kündigung
außer Kraft, so gelten seine Bestimmungen für
die Fälle weiter, in denen das schädigende
Verhalten vor Außerkrafttreten des Vertrages
stattgefunden hat.

Geschehen zu Wien, am 23. Mai 1979, in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

René Keller m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 23. August 1981 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem
Artikel 3 Absatz 2 am 1. November 1981 in Kraft.
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